Die Berufung in das Beamtenverhaltnis ist nur zulassig zur Wahrnehmung hoheitsrechtlicher Aufgaben
oder solcher Aufgaben, die aus Griinden der Sicherung des Staates oder des 6ffentlichen Lebens nicht
ausschlieRBlich Personen tbertragen werden diirfen, die in einem privatrechtlichen Arbeitsverhaltnis
stehen.

Man unterscheidet im Wesentlichen 3 Arten von Beamten:

- Beamter auf Widerruf (Baw)

- Beamter auf Probe (BaP)

- Beamter auf Lebenszeit (BaL).

Der Beamte auf Widerruf befindet sich in aller Regel noch im Vorbereitungsdienst, d. h. er macht eine
Ausbildung im mittleren, gehobenen oder héheren Dienst. Die Dienstbezeichnung lautet daher

oft: Anwarter oder Referendar. Die Dauer betragt je nach Funktionsebene zwei bis drei Jahre, ist
jederzeit durch den Dienstherrn widerrufbar und endet mit dem Bestehen oder endgultigen Durchfallen
der Laufbahnprifung. Ein Durchfallen oder auch Nichtbestehen wird in der Regel angenommen, wenn
der Widerrufsbeamte 2x die Laufbahnpriifung nicht besteht.

Die Vorlaufbahn des Beamten auf Lebenszeit ist der Status Beamter auf Probe. Um den Status Beamter
auf Probe zu erreichen, muss zunachst der Vorbereitungsdienst (BaW) erfolgreich abgeschlossen
werden. Zudem muss der Beamte fiir die spatere Laufbahn als Beamter auf Lebenszeit oder zur
Ubertragung eines Amtes mit leitender Funktion vorgesehen sein.

Der Soldat auf Zeit ist vom Status her vergleichbar mit dem Beamten auf Probe (BaP).




Das Beamtenverhaltnis ist in der Regel ,auf Lebenszeit* angelegt. Eine Anstellung auf Lebenszeit ist
jedoch nur dann zulassig, wenn Beamtinnen und Beamte die personlichen Grundvoraussetzungen
erfullen und ihre Bewahrung in einer Probezeit nachgewiesen haben. Der Berufssoldat ist vom Status
her vergleichbar mit dem Beamten auf Lebenszeit (BaL).

Die Dauer der Probezeit ist abhéngig von der Note des Vorbereitungsdienstes und soll 3 Jahre
betragen. Sie kann verkiirzt oder verlangert werden. Die Probezeit darf 5 Jahre nicht tUberschreiten.

Fur Beamte besteht eine Alimentationsverpflichtung des Dienstherren, d.h. im Alter erhalt er ein
Ruhegehalt (Pension). Bei Krankheit, Geburts- oder Todesfallen werden die entstandenen Kosten zu
einem bestimmten Prozentsatz in Geld erstattet, der sogenannten Beihilfe (ggf. Heilflirsorge). In den
Zweigen der Sozialversicherung sind die Beamten versicherungsfrei. Fur die verbleibenden Kosten ist
der Beamte verpflichtet eine beihilfekonforme Krankenversicherung abzuschlieen und zu betreiben.

Die Besoldungstabellen sind im Internet zu finden. Zum Beispiel: www.dbb.de.

Die Einstufung kann auch in A9 erfolgen. Wichtig ist die Anerkennung der Erfahrungs-Dienstaltersstufe.

Bei einer Beforderung erhéht sich nur die Besoldungsgruppe, die Erfahrungs- / Dienstaltersstufe bleibt
erhalten.

Nein, die Stufe 3 bleibt erhalten.

Ein Beamter kann nicht kiindigen. Er bittet seinen Dienstherren um Entlassung aus dem Dienst- und
Treueverhaltnis. Stimmt der Dienstherr dem Antrag zu, haben freiwillig vorzeitig aus dem Bundesdienst
ausscheidende Beamte, Richter und Berufssoldaten nach dem Altersgeld-Gesetz die Moglichkeit,
anstelle der Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung gegeniiber dem vormaligen
Dienstherrn einen Anspruch auf die Gewahrung von Altersgeld geltend zu machen. Die Hohe des
Anspruchs bestimmt sich nach den zuletzt erhaltenen Beziigen und nach der geleisteten Dienstzeit.

Es ruht, bis der ehemalige Bundesbedienstete die gesetzliche Regelaltersgrenze erreicht hat. Beim
Altersgeld handelt es sich um keine Versorgung im Sinne des Beamtenversorgungsgesetzes. Mit der
Entlassung entsteht vielmehr ein eigenstandiger Anspruch auf einen finanziellen Ausgleich, der bis
dahin erworbenen Anwartschaft auf Altersversorgung. Eine Altersgeldregelung gibt es noch nicht in




allen Bundeslandern. Derzeit beschrankt es sich auf den Bund, Bremen, Hamburg, Niedersachsen,
Sachsen und Baden-Wurttemberg.

Der Eintritt in den Ruhestand ist grundsatzlich mit 65 Jahren maglich. Beziglich des
Versorgungsabschlags gelten die gleichen Regelungen wie in der DRV. Somit kann auch ein Beamter
nach 45 Dienstjahren abschlagsfrei in den Ruhestand treten.

Achtung: Alter 67 ist noch nicht in allen Landesbeamtengesetzen umgesetzt.

Es gibt sogenannte Zurechnungszeiten sofern ein Beamter vor dem 60. Lebensjahr dienstunféahig wird
(2/3 der verbleibenden Zeit wird angerechnet).

Ja. Zusténdig sind die jeweiligen Landesamter fiir Besoldung und Versorgung.

Das Ruhegehalt wird in der Regel um den gleichen Prozentsatz angehoben wie die Beziige der
aktiven Beamten.

Zu den ruhegehaltsfahigen Dienstbeziigen zahlen das Grundgehalt, der Familienzuschlag der Stufe 1
und sonstige Dienstbeziige, wie etwa Zulagen, die im Besoldungsrecht als ruhegehaltfahig ausgewiesen
sind. Der kinderbezogene Bestandteil des Familienzuschlages wird neben dem Ruhegehalt voll gezahlt.
Mit dem Versorgungsreformgesetz 1998 wurde die Ruhegehaltfahigkeit von weiteren Stellenzulagen
und Zulagen gestrichen. Die Regelung der Ruhegehaltfahigkeit von Zulagen ist ebenfalls Landersache.

Ist der Beamte infolge eines Dienstunfalls dienstunféhig geworden und in den Ruhestand versetzt
worden, so erhalt er Unfallruhegehalt. Fiir die Berechnung des Unfallruhegehalts eines vor Vollendung
des 60. Lebensjahres in den Ruhestand getretenen Bundesbeamten wird bei der ruhegehaltsfahigen
Dienstzeit nur die Halfe der Zurechnungszeit berticksichtigt. Der Ruhegehaltssatz wird dann um 20 %
erhoht. Das Unfallruhegehalt betragt mindestens 66,67 % der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige und darf
75 % der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige nicht Uibersteigen. Es darf nicht hinter 75 % der jeweils
ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus der Einstufung der Besoldungsgruppe A4 zuriickbleiben. Einige
Bundeslander haben die Einstufung in den einfachen Dienst abgeschafft. In diesen Landern gibt es
auch eine Neuregelung zur Mindestversorgung.

Gdf. ja. Es ist zu prifen, ob die Wartezeit in der GRV erfilllt ist und ob der Beamte aufgrund der
Dienstzeit seine maximale Versorgung (71,75%) erhalten kann.

Ubersteigt die Addition von gesetzlicher Rente und Ruhegehalt diese 71,75%-Grenze, wird das
Ruhegehalt um den Ubersteigenden Anteil gekirzt.




Ausbildungs- und Beschéftigungszeiten in der freien Wirtschaft kdbnnen bis zu funf Jahre angerechnet
werden, wenn Sie Grundlage fir die Austibung der Tatigkeit sind (z.B. Berufsfeuerwehr, Justiz-
vollzugsbeamte). Zeiten als Tarifbeschéftigter im OD werden regelméaRig als versorgungsrechtliche Zeit
angerechnet.

Im Fall von Dienstunfall bzw. Dienstbeschadigung kann es im Einzelfall zu einer Uberversorgung
kommen. Aufgrund einer Uberversorgung konnen weder wir, noch der Dienstherr, die DU-Rente
kiirzen

Wegen des Alimentationscharakters der Beamtenversorgung gibt es dort — im Gegensatz zur DRV —
eine Mindestversorgung. Sie betragt 35 % der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige (amtsbezogene
Mindestversorgung) oder — wenn es fiir den Beamten ginstiger ist — 65 % der ruhegehaltfahigen
Dienstbezlige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zzgl. 30,68 EUR (amtsunabhéngige
Mindestversorgung).

Inzwischen ist die Mindestversorgung aber langst nicht mehr in allen Fallen garantiert. Bleibt eine
Beamtin bzw. ein Beamter allein wegen langer Freistellungszeiten (Teilzeit oder Beurlaubung) hinter der
Mindestversorgung zurlick, wird nur noch das ,erdiente“ Ruhegehalt gezahlt, sofern sie nicht wegen
Dienstunfahigkeit pensioniert werden. Lange Freistellungszeiten (Teilzeit und Beurlaubungen) vor dem
01.07.1997 bleiben unbericksichtigt.

Noch vor Jahren war die Mindestversorgung einheitlich bei Bund und den Landern geregelt. Inzwischen
gibt es Abweichungen.

Die amtsunabhéangige Mindestversorgung wird in den Landern nicht mehr einheitlich berechnet. Beim
Bund betragt sie 65 % der maf3geblichen Bezlige aus der Besoldungsgruppe A4. Die amtsabhangige
Mindestversorgung betragt 35 % der maf3geblichen Bezlige aus der ruhegehaltfahigen Besoldungs-
gruppe. Beim Bund gibt es keine unterschiedliche Besoldung mehr zwischen Ost und West. Insofern
gibt es dort auch keinen Unterschied mehr in der Versorgung.

Die rund 1.700 EUR sind die sogenannte Mindestversorgung. Diese Mindestversorgung bekommt der
Beamte auf Lebenszeit zundchst unabhangig von der Besoldungsgruppe. Nach Ernennung zum BaL
entwickeln sich die Versorgungsbeziige dann aber in Abhangigkeit von Besoldungsgruppe und
Dienstzeiten bei jedem Beamten individuell. Nach 40 Dienstjahren erreicht der Beamte seinen
Versorgungsprozentsatz von 71,75 % der letzten Dienstbeziige. Einen Hochstbetrag analog der DRV,
die nur bis zur Beitragsbemessungsgrenze rechnet, gibt es in der Beamtenversorgung nicht.

Auch ein Beamter in Teilzeit erhalt ggf. Mindestversorgung. Die Mindestversorgung wird unabhangig
von der Teilzeitquote in ungekirzter Hohe geleistet. Deswegen haben Beamte in Teilzeit haufig keine
Versorgungsliicke. Deshalb ist hier der Abschluss einer Dienstunfahigkeitsversicherung oft nicht
moglich. Fir Beamte in Teilzeit gelten unsere Pauschalgrenzen nicht.




Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, werden sowohl bei der Kindergeldzahlung als auch bei
der Zahlung des kinderbezogenen Anteils am Familienzuschlag unter anderem nur berticksichtigt, wenn
sie sich in Schul-, Berufsausbildung oder im Studium befinden, ein freiwilliges soziales Jahr bzw. ein
freiwilliges 6kologisches Jahr leisten oder wegen korperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung
aulRerstande sind, sich selbst zu unterhalten.

Die Zahlung kann léangstens bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres erfolgen. Hat jedoch ein Kind, das
sich nach Vollendung des 25. Lebensjahres in Schul- oder Berufsausbildung befindet, Wehr- oder
Zivildienst geleistet, so schiebt sich der Endzeitpunkt der Berticksichtigung bei der Kindergeldzahlung
um einen Zeitraum, der Dauer der o. a. Dienste entspricht, hinaus. Bei behinderten Kindern, die
aulerstande sind, sich selbst zu unterhalten, kann die Zahlung des Kindergeldes und des kinder-
bezogenen Familienzuschlages unter bestimmten Voraussetzungen auch Uber das 25. Lebensjahr
hinaus erfolgen.

Die Kinderzulage ist Bestandteil des Familienzuschlags. Sind beide Ehegatten / Elternteile im
Offentlichen Dienst beschéftigt, erfolgt die Zahlung des ehegattenbezogenen Anteils des
Familienzuschlags jeweils halftig an beide Ehegatten. Die Zahlung des kinderbezogenen Anteils erfolgt
an den Elternteil im Offentlichen Dienst, der auch das Kindergeld erhalt.

Nettoversorgungsliicke: Nettoeinkommen (aus ruhegehaltfahigen Beziigen) minus Kinderzuschlag
abzuglich Beamtenversorgung (netto) = Nettoversorgungsliicke. Bei DBV sind 80 % der
Nettoversorgungsliicke (aufgerundet auf die nachsten 50 €) versicherbar. Alternativ kénnen die
Pauschalgrenzen versichert werden.

Die Bundesbesoldung und die Besoldung der Lander sind nicht mehr identisch (seit Anfang 2008 auf
Basis der Foderalismusreform 2006) Die Besoldung der Bundesbeamten, Bundesrichter und Soldaten
richtet sich nach dem Bundesbesoldungsgesetz. Fir Landesbeamte (Kommunalbeamte, Richter,
Polizisten etc.) gilt die Besoldung nach dem jeweiligen Landesbesoldungsgesetz. Sofern das jeweilige
Land noch keine eigenen Regelungen fir die Besoldung festgelegt hat, gilt das Bundesbesoldungs-
gesetz fur dieses Land weiter.

Zum 1. Juli 2009 wurde fir Beamte des Bundes ein neues Besoldungsrecht eingefiihrt. Die Besoldungs-
ordnung A hat eine neue Struktur erhalten. Es gibt nur noch acht Erfahrungsstufen und die jahrliche
Sonderzahlung wurde in die Besoldungstabelle eingebaut. Somit gibt es nur noch 12 Zahlungen im
Jahr. Die Uberleitung in das neue System erfolgte anhand des Gesamtbetrages in eine Uberleitungs-
tabelle. Diese Uberleitungstabelle enthalt neben den acht Stufen (Erfahrungsstufen) der neuen
Grundgehaltstabelle sieben den jeweiligen Stufen zugehdrige Uberleitungsstufen. Die Uberleitung
erfolgte zu der Stufe oder Uberleitungsstufe der jeweiligen Besoldungsgruppe der Uberleitungstabelle,
deren Zahlbetrag dem Gesamtbetrag entspricht oder unmittelbar dartiber liegt. Je nach Zahlbetrag
vollzieht sich die Zuordnung also entweder unmittelbar in eine Stufe der neuen Grundgehaltstabelle
oder voriibergehend (langstens fiir vier Jahre) in eine Uberleitungsstufe.

15U bedeutet also, dass ein Beamter vor Umstellung die Dienstaltersstufe 7 hatte und bei den
Erfahrungsstufen jetzt in die UL-Stufe zu Stufe 4 (ibergeleitet wurde, da diese naher am
Gesamtbetrag seiner Besoldung bei Umstellung lag als die Stufe 3. Bei direkter Einordnung in die
Stufe 4 hatten sich seine Beziige wesentlich verbessert.




Grundlage ihrer Besoldung ist Artikel 48 Abs. 3 des Grundgesetzes, der den Volksvertretern eine
angemessene, ihre Unabhangigkeit sichernde Entschadigung garantiert. Die Abgeordneten-
entschadigung setzt sich zurzeit aus den Diaten 10.083,47 Euro und einer Kostenpauschale 4.497,62
Euro zusammen.

Der Stufenaufstieg erfolgt nach Erfahrungsstufen von anfanglich zwei, spater drei und vier Jahren. Je
nach Leistung kann man schneller in die nachste Erfahrungsstufe kommen. Nicht anforderungs-
gerechten Leistungen kdnnen aber auch zu einem Verbleib in der bisherigen Stufe fihren. Regelmaiiige
Stufenlaufzeiten:

- Stufe 1, 2 Jahre

- Stufe 2, 3 und 4 3 Jahre

- Stufe 5, 6 und 7 4 Jahre

- Stufe 8 = Endgrundgehalt

Die vermégenswirksame Leistung betragt bei Vollbeschaftigung 6,65 Euro, bei Teilzeitbeschaftigung
entsprechend der vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit. Auszubildende erhalten im Tarifgebiet
West eine VL in Hohe von monatlich 13,29 Euro und im Tarifgebiet Ost in H6he von 6,65 Euro
monatlich. Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, deren Anwéarterbeziige nebst Amtszulagen und
Familienzuschlag der Stufe 1 = 971,45 Euro monatlich nicht erreichen, erhalten 13,29 Euro. Dies trifft
nur noch fir Beamtenanwarter im einfachen Dienst zu. In Rheinland-Pfalz z.B. bekommen Beamte
keine VL. In Baden-Wirttemberg bekommen nur Beamte im mittleren Dienst VL.

Fur Angehorige des Offentlichen Dienstes ist die Vergiitungsstelle zugleich Familienkasse. Die
Beschéftigten erhalten das Kindergeld monatlich mit ihren Bezuigen.

Hartz IV kann dann ein Thema werden, wenn er vorher keine Zeiten in der Gesetzlichen
Rentenversicherung hatte und auch kein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht.

Die Dienstaltersstufen wurden in der Bundesbesoldungstabelle durch die Erfahrungsstufen ersetzt. In
verschiedenen Bundeslandern gibt es allerdings immer noch die Dienstaltersstufen.

Ist abhangig vom Dienstherrn (Bund /Land) und von der Erfahrungs-Dienstaltersstufe. Ein verheirateter
Bundesbeamter erhalt zum Beispiel in der Stufe 3 (26 — 29 Jahre alt) 3.291,73 Euro.

Die Besoldungstabellen sind offentlich. Zum Beispiel findet man sie im Internet unter www.dbb.de

Das Eingangsamt ist abhangig von der Laufbahngruppe. Im mittleren Dienst — A5. Im gehobenen
Dienst A9 und im hoheren Dienst A13. Im gehobenen Dienst gibt es bei Ingenieuren und Lehrern
noch die Eingruppierung in A10 oder auch A12.




Sind die Beziige noch nach Ost und West unterteilt?

Die Besoldungstabelle Bund hat keine Unterscheidung mehr nach Ost oder West.

Gibt es den Begriff ,,Ortszuschlag” nicht mehr?

Den Ortszuschlag gibt es nicht mehr. Dieser wurde in die Grundtabellen eingearbeitet. Es gibt nur noch
Familienzuschlage.

Welche Besoldung erhalt ein Gemeindedirektor?

Die Besoldung eines Gemeindedirektors ist abhangig von der Einwohnerzahl und kann zwischen A13
und B11 betragen.

Diurfen Beamte eine bAV, z. B. bei uns abschlielRen?

Fur Beamte ist eine bAV nach Betriebsrentengesetz nicht moglich.

Ist die bAV bei Tarifbeschaftigten im OD an einen Anbieter gebunden?

Eine bAV ist nur bei Tarifbeschaftigten im OD mdéglich. Der Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung im OD
sieht eine Anbieterbindung vor, die aber sehr umstritten ist und nach einem Urteil des EuGH nur fur
Arbeitgeber / Verwaltungen von bis zu ca. 2.100 Beschéftigten gilt. Fir gréRere Einheiten ist
grundsatzlich eine europaweite Ausschreibung erforderlich, die allerdings bis heute noch nicht
durchgefihrt wurde.

Kann es beim Angestellten im OD wie frither zu einer Uberversorgung kommen?

Nein, eine Uberversorgung ist nicht moglich.

Sind das Versorgungen nach 8§ 40b und/oder § 3.63 EStG? Verrechnen diese sich mit

den Freigrenzen, abhangig vom Bundesland?

Bei der Zusatzversorgung wird ein Teil der Umlage pauschal nach § 40b EStG (neue Fassung)
besteuert. Dies hat keinen Einfluss auf die Nutzungsméglichkeit nach § 3 Nr. 63 EStG. Der
Zusammenhang zwischen 8§ 3 Nr. 56 und 8§ 3 Nr. 63 kann an dieser Stelle nicht behandelt werden.

Fragen zur ZVK (Zusatzversorgungskasse)

Wie lange gibt es die ZVK denn noch?

Die ZVKen sind auf Dauer angelegt.

Sind die 4 % nicht der Riesteranteil?

Die 4 % des Einkommens, max. 2.100 Euro nach der Riester Forderung sind unabhéngig von der
Forderung nach § 3 Nr. 63 zu sehen.

Wenn die gesetzliche Rente steigt, sinkt dann die ZVK?

Bei der ZVK erwirbt man sich, unabhangig von der GRV, Versorgungspunkte. Eine Verrechnung findet
nicht statt. Im alten System der Gesamtversorgung (wurde zum 31.12.2000 geschlossen) war das
anders.




In den alten Bundeslandern wird die Zusatzversorgung im Umlageverfahren finanziert
(Abrechnungsverband I). In einigen Bereichen wird parallel dazu in die Kapitaldeckung eingezahlt
Abrechnungsverband II). In den neuen Bundeslandern wurde auf das Kapitaldeckungsverfahren
umgestellt. Der Arbeitgeber zahlt parallel dazu noch in das Umlagesystem, um vorhandene Altlasten
auszufinanzieren.

Die Arbeitnehmer im OD erhalten jahrlich eine Mitteilung von der Zusatzversorgungskasse mit den
aktuellen Anwartschaften zum 31.12. des Vorjahres.

Die Mitteilung der ZVK kommt automatisch und muss nicht angefordert werden.

Der Anspruch auf zusétzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung ist tarifvertraglich vereinbart.

Auch in der Zusatzversorgung muss man die kleine Wartezeit von 60 Beitragsmonaten erfillt
haben, um Leistungen zu erhalten.

Bei der Zusatzversorgung spricht man von Versorgungspunkten.

Eine solche Kappung gibt es nicht.

Das Beamtenrecht kennt zwei Definitionen zur Dienstunféahigkeit:

- Allgemeine Dienstunfahigkeit — diese Regelung gilt fur alle Beamte

- Spezielle Dienstunfahigkeit — diese Bestimmung gilt zuséatzlich fir die Beamten im Vollzugsdienst bei
Polizei und Bundespolizei. Bei Beamten der Feuerwehr und im Justizvollzugsdienst gibt es je
Bundesland unterschiedliche Regelungen. Die spezielle Dienstunfahigkeit wird haufig auch Polizei- oder
Vollzugsdienst-Unfahigkeit genannt. Die Dienstunfahigkeit fir Soldaten ist im SVG separat geregelt.
Definition: Allgemeine Verwaltungsdienstunfahigkeit: ,Als dienstunfahig kann auch angesehen werden,
WEr ......... innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate keinen Dienst getan, wenn keine Aussicht
besteht, dass innerhalb einer Frist, deren Regelung dem Landesrecht unterliegt, wieder voll hergestellt
ist.”

Definition: Spezielle Dienstunfahigkeit: ....... wenn er den besonderen gesundheitlichen Anforderungen




an seinen Dienst nicht mehr gentigt und seine Dienstféahigkeit nicht innerhalb eines Jahres
wiederhergestellt werden kann.®

Eine versicherte Person kann ihren bisherigen Beruf nicht mehr ausiiben, ware aber aufgrund ihrer
Ausbildung und Erfahrung fiir eine andere Tatigkeit geeignet. Bleibt bei dieser Tatigkeit die bisherige
Lebensstellung (soziales Ansehen und Einkommen mind. 80 % der bisherigen Bezilige) gewahrt, kann
der Versicherer auf diesen Beruf verweisen und die versicherte Person gilt nicht als berufsunfahig.
Dabei spielt es keine Rolle, ob die Verweistatigkeit auch tatsachlich ausgeubt wird.

Wegen der Formulierung "oder eine andere Tatigkeit auszuiiben" kann der Versicherer in diesem Fall
die Zahlung einer Berufsunfahigkeitsrente verweigern, wenn es nachweislich einen gleichwertigen Beruf
gibt, in dem die versicherte Person aufgrund ihrer kérperlichen und geistigen Féhigkeiten noch arbeiten
kénnte. Diese neue Tatigkeit muss zwar der bisherigen Lebensstellung der versicherten Person
entsprechen, die konkrete Arbeitsmarktlage bleibt dabei jedoch unbertcksichtigt. Damit kann also der
Versicherer die Leistung auch dann verweigern, wenn die versicherte Person keine solche Tatigkeit
konkret angeboten bekommt. Aus diesem Grunde spricht man hier von der so genannten abstrakten
Verweisung. Das Versicherungsunternehmen stellt lediglich fest, dass es unter den o. g.
Voraussetzungen noch einen Beruf gibt, den die versicherte Person austiben kénnte. Ob ein solcher
freier Arbeitsplatz Uberhaupt in der Region angeboten wird, spielt aber keine Rolle. Daher ist es wichtig
darauf zu achten, dass der Versicherer auf das Recht der abstrakten Verweisung verzichtet.

Eine versicherte Person kann ihre bisherige Tatigkeit nicht mehr ausiiben, bt jedoch freiwillig eine
andere Tatigkeit konkret aus. Wenn diese Tatigkeit ihrer Ausbildung und Erfahrung und der bisherigen
Lebensstellung entspricht, gilt sie nicht als berufsunfahig. Von Bedeutung ist also, dass die versicherte
Person die Tatigkeit nicht nur ausiiben kdnnte, sondern auch tatsachlich ausubt. Mit Hilfe der konkreten
Verweisung kann der Versicherer die Zahlung einer BU-Rente also nur dann verweigern, wenn die
versicherte Person aus eigenem Entschluss tatsachlich eine berufliche Tatigkeit austibt und diese
Tatigkeit auch seiner bisherigen Lebensstellung entspricht. In diesem Fall hat die versicherte Person ihr
geregeltes Einkommen und ist nicht auf die Zahlung der BU-Rente angewiesen. Wahrend viele
Versicherer auf die abstrakte Verweisung verzichten, ist ein Verzicht auf die konkrete Verweisung eher
selten. (Informationen zur Vorgehensweise der DBV unter dem Punkt ,Dienstunfahigkeitsversicherung®)

Durch das Dienstrechtsneuordnungsgesetz hat der Dienstherr sogar die Verpflichtung regelmaRig zu
Uberpriifen, ob der Beamte mit Versorgungsbeziigen wieder dienstfahig ist.

Nur wenn das nicht der Fall ist, erhalt der Beamte seine Versorgungsbeziige weiter. Der Nachweis
Der Versorgungsbeziige geniigt, um bei der DBV die DU Rente weiter zu erhalten.

Die begrenzte Dienstfahigkeit ermdglicht es, Beamten bei einer dauerhaften bloRen Einschrankung von
héchstens 50 % ihrer Dienstfahigkeit im Rahmen der ihnen verbliebenen Arbeitskraft weiter ihren Dienst
zu verrichten, wahrend sie bisher in diesen Fallen in den Ruhestand zu versetzen waren.

Die Besoldung bei begrenzter Dienstfahigkeit ist im BBesG geregelt. Hiernach werden Dienstbeziige
mindestens in Hohe des Ruhegehalts, das der Beamte zum maRgeblichen Zeitpunkt des Beginns der
begrenzten Dienstfahigkeit im Fall einer Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit erhalten
hatte, gezahlt. Durch diese Regelung wird sichergestellt, dass Teildienstleistende kein niedrigeres
Einkommen zur Verfiigung haben, als bei einer Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunféhigkeit.




Ein Beamter auf Lebenszeit, der bei Dienstunféhigkeit noch keinen Anspruch auf Versorgung hat, da er
die 60 Monate Wartezeit noch nicht erfillt hat wird bei DU entlassen und in der gesetzlichen
Rentenversicherung nachversichert. Der Dienstherr hat in diesen Fallen noch keine Moglichkeit das
Instrument der begrenzten Dienstfahigkeit zu nutzen. Gleichwonhl ist allen Beamten zu empfehlen die
Teildienstunfahigkeitsklausel in ihren Vertrag einzuschlie3en.

Fur den Fall von Besoldungserhéhungen gibt es umfangreiche Nachversicherungsgarantien. Es
empfiehlt sich grundsatzlich eine Dynamik in H6he von 3 % einzubauen, damit nicht regelméRig manuell
(ggf. mit erneuter Gesundheitspriifung) angepasst werden muss.

Ein BaW sollte grundsétzlich mit der DAP versichert werden. Die erste Phase wird beendet, wenn der
Kunde uns mitteilt, dass er BaL geworden ist. Auch BalL haben erst nach einer Wartezeit von 60
Monaten Anspruch auf die beamtenrechtliche Mindestversorgung. In der DAP ist auch diese Zielgruppe
optimal versichert. Mit Ernennung zum Bal beginnt die 2. Phase der DAP (Ernennung muss gemeldet
werden). Hat der Beamte die Wartezeit von 60 Monaten nicht erfillt und bekommt nicht die
Mindestversorgung vom Dienstherrn leisten wir so, als ob der Beamte noch in der 1. Phase mit der
héheren Absicherung versichert ware.

Der Versicherer kann grundsatzlich die Zahlung seiner Leistung von der Méglichkeit einer Verweisung
abhangig machen. Beim BaL und Berufssoldat verzichtet die DBV grundsatzlich auf eine Verweisung
und leistet immer, sofern der Dienstherr Versorgungsbeziige bezahilt.

Beim BaW / BaP leistet die DBV nicht, sofern der Beamte eine andere Tatigkeit (mit vergleichbarem
Status und Verdienst) ausibt — d. h. die DBV beruft sich auf die konkrete Verweisung. Beim BaWw / BaP
leistet die DBV, sofern der Beamte keine andere Tatigkeit ausibt, aber austiben kénnte, d.h. die DBV
verzichtet auf die abstrakte Verweisung und leistet. Bei der speziellen DU leisten wir bei Baw / BaP 36
bzw. 72 Monate. Dieser 36 bzw. 72 Monatsrenten erhalt der Kunde in einem Betrag. Insofern wird fr
diese Zeit ebenfalls nicht konkret verwiesen.

Die allgemeine Dienstunfahigkeitsversicherung gilt fur Verwaltungsbeamte, Zollbeamte und Lehrer.
Die spezielle Dienstunfahigkeitsversicherung ist notwendig fiir Polizei und Bundespolizei und je nach
Bundesland Feuerwehr und Justizvollzug, da an diese besonderen Anforderungen an den
Gesundheitszustand gestellt werden. Die spezielle DU wird haufig auch Polizei- oder
Vollzugsdienstunfahigkeit genannt. Fir Zollbeamte reicht die allgemeine DU Klausel aus.

Der Einschluss der Teildienstunfahigkeit ist moglich im Rahmen der allgemeinen und speziellen
Dienstunfahigkeitsversicherung und der Dienstanfanger-Police (DAP). Der Beitragszuschlag hierfiir
betragt rund 10 % vom Risikobeitrag. Bei der DAP wird der volle Beitrag jedoch erst in der 2. Phase
erhoben, weil ein Beamter auf Widerruf / Probe in der Regel nicht teildienstunféhig werden kann.




Fur DU-Vertragen ab Policierungsdatum 10/2010 ist ein nachtraglicher Einschluss (bei erneuter
Gesundheitsprifung) moéglich. Bei Altvertrdgen ist ein nachtraglicher Einschluss nicht méglich.
Grundsétzlich empfehlen wir die Teildienstunféhigkeit auch bei der DAP von Beginn an mit
einzuschlieBen, da sie in der 1. Phase (BaW/BaP) nur ein paar Cent kostet.

Lehrer (bis Endalter 67 versicherbar) Verwaltungsbeamte (bis Endalter 67 versicherbar) Polizei (bis
Endalter 63 versicherbar. Feuerwehr und Justizvollzug bis Endalter 62 versicherbar. SazZ /
Berufssoldaten sind bis 60 (Leistungsdauer 65) versicherbar. Diese Altersgrenzen gelten
zwischenzeitlich auch bei Kunden, die zum Zeitpunkt der Antragsstellung das 40. Lebensjahr bereits
Uberschritten haben.

Diese Regelung gibt es fiir Lehrer und Verwaltungsbeamte und auch sonstige Beamte seit der
Tarifgeneration 2019 nicht mehr.

Generell wird die Uberschussrente bei den maximal versicherbaren Renten angerechnet. Bei Senkung
der Uberschussrente hat der Kunde Anspruch auf Erhéhung der garantierten Rente ohne erneute
Gesundheitsprifung.

Ja, es ist eine Beitrags- (Anwartschafts-) dynamik in der DU von 3 % maoglich. Somit wird bei einer DUZ
auch die Hauptversicherung um 3 % dynamisiert. Bei der Dienstanfanger-Police greift die Dynamik erst
mit Umstellung in die 2 Phase, da es keinen Sinn macht die Versicherung jedes Jahr zu erhéhen, um sie
dann bei Umstellung in die 2. Phase wieder zu reduzieren.

Wenn fiir die Hauptversicherung eine héhere Dynamik gewahlt wird (bis zu 10 %) dann entfallt die
Dynamik in der DU. Auch im Leistungsfall kann die DU Rente mit 1,2 oder 3 % dynamisiert werden und
die Hauptversicherung kann neben einer Beitragsbefreiung auch mit einer Leistungsfalldynamik von bis
zu 10 % (BUZ-D) versichert werden.

Die ,Allgemeine Dienstunfahigkeitsklausel“ kostet bei der DBV fir den Kunden nichts extra. Diese
Leistungsverbesserung ist sozusagen beitragsfrei mitversichert. Sie ist Grundbestandteil der
Produktbedingungen zur Berufsunfahigkeitsversicherung. Bei der ,speziellen Dienstunfahigkeitsklausel*
sieht es anders aus. Wegen spezieller Dienstunfahigkeit werden in der Regel ,Uniformierte Beamte*
entlassen bzw. in den Ruhestand versetzt. Bei dieser Berufsgruppe werden spezielle Anforderungen an
die korperliche Fitness gestellt. Vor diesem Hintergrund tritt eine ,spezielle DU* deutlich friiher ein als
eine ,allgemeine DU*. Fir die spezielle DU zahlt der Kunde (Polizei, Feuerwehr oder Justizvollzug)
einen Beitragszuschlag auf den DU-Beitrag von knapp 20 %. Aufgrund der giinstigen
Berufsklasseneinteilung bei Polizisten, Soldaten etc. sind wir im Vergleich zu Mitbewerbern in der Regel
beziiglich des Preis-Leistungsverhaltnis hervorragend positioniert.

Ja. Der Begriff ,Echte Dienstunfahigkeitsklausel“ stammt aus einem Franke & Bornberg Vergleich zur



DU aus dem Jahre 2002. Dieser Vergleich hat heute in den meisten Auspragungen keine Gultigkeit
mehr und wird auch von Franke & Bornberg nicht mehr uneingeschrankt unterstitzt. Grundsatzlich sah
der Aufbau folgendermalRen aus:

Echte Dienstunfahigkeitsklausel

"Bei Beamten des Offentlichen Dienstes gilt die Versetzung in den Ruhestand wegen allgemeiner
Dienstunfahigkeit bzw. die Entlassung wegen allgemeiner Dienstunféhigkeit als Berufsunféhigkeit."
Diese Dienstunfahigkeitsklausel bietet laut Franke & Bornberg Beamten in der Regel vollen Schutz,
sowohl die Entlassung (Beamte auf Widerruf und Probe) als auch die Versetzung in den Ruhestand
(Beamte auf Lebenszeit) bertcksichtigt wird. ACHTUNG! Vollzugsbeamte sowie Feuerwehrbeamte sind
hier aber nicht beriicksichtigt! Alleine daher kann man schon sagen, dass die Einteilung nach Franke
und Bornberg nicht vollsténdig ist.

Unvollstandige Dienstunféhigkeitsklausel

"Bei Beamten des Offentlichen Dienstes gilt die Versetzung in den Ruhestand wegen allgemeiner
Dienstunfahigkeit als vollstandige Berufsunféhigkeit."

Hier fehlt "die Entlassung wegen allgemeiner Dienstunféhigkeit”, sodass nur Beamte auf Lebenszeit ein
wirklich messbarer Nutzen geboten wird. Man bezeichnet diese Dienstunféhigkeitsklausel daher als
unvollstandig.

Unechte Dienstunfahigkeitsklausel

"Wird ein Beamter wegen allgemeiner Dienstunféhigkeit in den vorzeitigen Ruhestand versetzt, beurteilt
sich die Berufsunfahigkeit des Beamten nach der Anwendung der allgemeinen Abséatze". Bei dieser
Formulierung gelten flir Beamte im Falle einer Dienstunfahigkeit die gleichen Bewertungsgrundsatze wie
bei einer Berufsunféhigkeit. Eine Entlassung oder Versetzung in den Ruhestand wegen DU |6st somit
nicht automatisch eine Leistung aus der BU-Versicherung aus.

Grundsatzlich sind in der Dienstanfanger-Police nur Beamte auf Widerruf / Probe, Lehramtsstudenten
sowie nicht verbeamtete Referendare versicherbar.

Studenten im Lehramt kénnen eine Dienstanfanger-Police bis 1.500 EUR abschlieBen. Ab dem
Referendariat kann dann je nach Besoldungsgruppe auf bis zu 2.000 EUR erhdht werden. Innerhalb von
6 Monaten ohne Gesundheitsprifung.

Wahrend der Ausbildungszeit der Beamten ist der staatliche Schutz gering und der private
Absicherungsbedarf hoch. Mit der Lebenszeitverbeamtung kehrt sich das Verhaltnis um, der staatliche
Schutz steigt (Mindestversorgung) und der private Absicherungsbedarf sinkt. Diesem Verlauf folgend
gliedert sich der Versicherungsschutz der Dienstanfanger-Police in zwei Phasen.

Die Bewertungssumme wird im Anschluss einer Berechnung in der BT ausgewiesen. Auch fir den DU
Teil der 2. Phase gibt es eine Front-Up Provision. Die DU Rente fallt mit Beginn der 2. Phase auf die
Pauschalgrenze der jeweiligen Besoldungsgruppe bzw. auf 35 % der urspringlichen Rente. Wird die
Rente entsprechend dem Bedarf erhoht erfolgt auf den Erhéhungsbetrag eine Nachverprovisierung. Die
Provisionshaftungszeit betragt im Grundmodell 8 Jahre und im Vorabmodell bis zu 11 Jahre.




Die erste Phase der Dienstanfanger-Police lauft grundsatzlich 5 Jahre. Der Dienstunféhigkeitsschutz
beginnt in Phase 1 mit der vollen Héhe. Phase 1 endet mit Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit
oder dem Ausscheiden aus dem Beamtenverhdltnis. Die entsprechende Statusanderung ist zu melden.
Fur den Fall, dass wir keine solche Meldung erhalten sollten, ist ein Endtermin der ersten Phase
festgelegt und im Versicherungsschein dokumentiert.

Wird der Beamte innerhalb der vereinbarten 1 Phase nicht Beamter auf Lebenszeit, kann die 1. Phase
bei Bedarf um 2 Jahre verlangert werden. Exklusiv fir Lehramtsstudenten gibt es eine weiter
Verlangerungsmoglichkeit fir weitere 2 Jahre.

Ja, wird der Beamte innerhalb der vereinbarten 1 Phase nicht Beamter auf Lebenszeit, kann die
1. Phase bei Bedarf um 2 Jahre verlangert werden. Bei Lehramtsstudenten ist sogar eine 2-malige
Erhéhung um jeweils 2 Jahre moglich.

Der Vertrag wird in der zweiten Phase standardmaRig mit der vereinbarten DU Rente (siehe
Versicherungsschein) weitergefiihrt. Die Rente kann der Kunde relativ frei wahlen (Pauschalgrenzen /
35 % oder frei gewahlte Rente mind. 400 €. Durch diese Reduktion wird eine Uberversorgung
vermieden. Fur den Beamten wird dies in einem Nachtrag zum Versicherungsschein dokumentiert.
Innerhalb von sechs Monaten nach Beginn der zweiten Phase kann die reduzierte
Dienstunfahigkeitsrente ohne erneute Gesundheitsprifung wie folgt erhéht werden:

- fir Beamte auf Lebenszeit auf 80 % der Nettoversorgungsliicke
- fir Nichtbeamte auf bis zu 60 % des Bruttoeinkommens, sofern die bisherige Rentenhdhe nicht

Uberschritten wird.

Dadurch ist in jedem Falle eine bedarfsgerechte Versorgung sichergestellt.

Besonders gut eignet sich der Abschluss als Zusatzversicherung zur Rentenversicherung mit
ermaligtem Anfangs-Beitrag. Hierbei bietet sich die Relax Rente Comfort Plus (ALVIX8 3. Schicht) an.
Alternativ ist auch die OD-Fonds Rente (ALVFX8) moglich. Dabei sind die Hauptversicherungsbeitréage
fur die ersten fuinf Jahre um die Halfte reduziert, bei vollem Versicherungsschutz von Anfang an. Der
Abschluss als selbstandiger Vertrag bzw. in Kombination mit der Risikolebensversicherung ist nicht
mdglich. Der Mindestbeitrag fiir die Hauptversicherung in der 1. Phase betragt 15 €. Der Mindestbeitrag
in der 2. Phase betragt 37,50 € bei der Relax Rente bzw. 25 € bei der OD Fonds Rente.

Dienstunfahigkeitsrente maximal pro Monat:

einfacher und mittlerer Dienst (bis A8) bis zu 1.500 EUR
gehobener Dienst (A9 bis A11) bis zu 1.800 EUR
hoéherer Dienst (ab A12) bis zu 2.000 EUR

Lehramtsstudenten kénnen 1.500 EUR versichern. Mit Beginn des Referendariats kann auf 2.000 EUR
erhoht werden. Wir empfehlen in Abhangigkeit von der Besoldungshéhe die max. versicherbare DU-
Rente zu versichern. Dafiir gibt es 2 wichtige Griinde: Der Beamte auf Widerruf / Probe wird bei
Dienstunfahigkeit entlassen und in der Deutschen Rentenversicherung nachversichert. In der Regel ist
dann die Wartezeit von mind. 60 Beitragsmonaten noch nicht erreicht. Dadurch hat der Beamte aufRer
der DU-Rente der DBV vermutlich keinerlei weitere Anspriiche! Konkret stellt sich hier die Frage:




Mochte der Kunde von 1.000 EUR oder gar noch weniger seinen Lebensunterhalt bestreiten!? Die DU-
Rente entfallt mit Ablauf des Vertrages. Dadurch ergibt sich ein neuer Bedarf. Diese dritte Liicke kann
durch eine entsprechende Leistungsfalldynamik der Hauptversicherung (BUZ-D) von bis zu 10 %
abgesichert werden.

Die genannten Rentenhohen sind ein Alleinstellungsmerkmal. Die Debeka zum Beispiel versichert
maximal 1.000 EUR Monatsrente bei BaW. Nur wenn Sie die volle Hohe anbieten, kdnnen Sie sich
argumentativ deutlich von den Mitbewerbern absetzen.

Achtung: Der wegen DU entlassene Beamte erhélt keine Beihilfe mehr. Er muss seine private
Krankenversicherung vom Restkostentarif auf einen Tarif mit 200 % Leistung umstellen. Alleine diese
Vollversicherung kann schon 400 € und mehr kosten.

Die Regelungen zu den Nachversicherungsgarantien gelten unverandert, so z.B. die
Besoldungserhdhung in Folge Beforderung, Gesetzesanderung, die zu einer Minderung der
beamtenrechtlichen Altersversorgung fiihrt oder dem Ausscheiden aus dem Offentlichen Dienst.
Darliber hinaus gibt es die anlasslose Erhéhungsoption. Es kann bei Abschluss eine 3 %ige
Beitragsdynamik eingeschlossen werden.

Die Dienstanfanger-Police ist extra so kalkuliert, dass der Anwaérter / Referendar, der in der Regel tUber
knappe Geldmittel verfligt, vollen Versicherungsschutz zu extrem guinstigen Pramien bekommt.

Hierbei gibt es 2 Faktoren:

Die erste Phase betragt 5 Jahre. In den ersten Jahren des Berufslebens werden aber nur sehr wenige
Beamte wegen Dienstunfahigkeit aus dem Dienst entlassen. Der Grof3teil der Leistungsfalle tritt insofern
in der 2. Phase auf, auch wenn in diesen Fallen nur die reduzierte DU-Rente fallig wird.

Ja, die Absenkung wird technisch durchgefihrt. Erhalt der BaL nicht die Mindestversorgung vom
Dienstherrn wegen der nicht erreichten 60 Monate leisten wir jedoch. als ob der Vertrag noch in der
1. Phase ware. Dies ist eine sehr bedarfsgerechte Regelung.

Die Leistungsgegeniiberstellung mit den Gesellschaften Allianz, Condor (R+V) Debeka, Signal-lduna,
Miunchner Verein, HUK, Nurnberger und die Bayerische finden Sie unter www.6d-navigator.de

Hier kdnnen Sie sich den Vergleich im Synopsen Tool fir die allgemeine oder die spezielle DU
individuell anfertigen und als PDF ausdrucken.

Diese Regelung gilt nur bei der DAP. In Gewerkschaftszeitungen wurden bereits Anzeigen geschaltet.
Allerdings ist diese Regelung ja nur ein Gleichziehen mit den relevanten Mitbewerbern Debeka und
Signal Iduna. Insofern werden andere Punkte werblich herausgestellt.



http://www.öd-navigator.de/

Die ,Allgemeine DU* bieten derzeit neben der DBV folgende Gesellschaften an: Allianz, die Bayerische,
Bayerische Versicherungskammer, Condor (R+V), ERGO, Debeka, HUK, Nirnberger Beamten,
Munchner Verein, Provinzial, Signal-lduna, Universa, Wirttembergische und WWK.

Die Inter (FAMK) sowie die Barmenia haben sich in 2008 aus diesem Geschaft verabschiedet.

Inter (FAMK) und DEVK und Wirttembergische verkaufen derzeit die DU der DBV.

Die ,Spezielle Dienstunfahigkeit* wird derzeit nach unserer Kenntnis lediglich von DBV, Allianz, die
Bayerische, Muinchner Verein, Universa, Debeka und Signal Iduna angeboten.

Das Wesen der echten DU Klausel ist, dass sich der Versicherer dem Votum des Dienstherrn unterwirft.
Das ist auch bei Allianz, Debeka und Signal Iduna der Fall. Die Nurnberger z. B. behélt sich eine eigene
Nachprufung vor. Insofern ist das keine echte DU Klausel.

Der starkste Mitbewerber bei Lehrern sind derzeit Allianz und Debeka mit einem starken
AusschlieRlichkeitsvertrieb, Signal Iduna und ,Die Bayerische im Maklervertrieb.

Der von Ihnen nachgefragte Polizeianwarter hat bei Debeka 72 Monate DU-Leistung, aber bei der
anschlieenden BU-Prifung, wenn es um die Frage geht, ob er auf Dauer Leistung erhélt, sind die
Debeka-BUZ-AVB fir ihn durchaus problematischer (u.a. kein Verzicht auf die abstrakte Verweisung).

Bei Teildienstunfahigkeit leistet die DBV ab 20 % und Debeka erst ab 25 %. Dieser Wert wird vermutlich
in der Praxis keine Rolle spielen, sondern eher 30 %, da vom Dienstherrn in 10 % Schritten geleistet
wird. Insofern ist das ein Wettbewerbsvorsprung der DBV.

Die Signal-lduna ist haufig Mitbewerber bei den uniformierten Beamten. Hier hat das Angebot der
Signal-lduna nach unserer Kenntnis deutliche Nachteile. Signal Iduna bietet z.B. Keine BUZ-D. DBV
Leistet die 72 Monate vorab in einer Summe, etc.

Die Inter hat den Verkauf der Dienstunfahigkeit zum 01.07.2008 eingestellt. Bei den Angeboten von
Vertriebspartner der Inter handelt es sich um ein Angebot der DBV.




Der Studienreferendar ist in der Regel Referendar mit Ausbildung Gymnasium oder Sonderschul-
padagogik. Lehramtsanwarter sind Grund- Haupt und Realschullehrer im Referendariat.
Lehramtsanwarter werden in der Regel im gehobenen Dienst eingestellt. Studienreferendare im héheren
Dienst. Auf die Besoldung hat dies insofern Einfluss, dass je nach Bundesland die Studienreferendare in
der Regel mit A13 oder A13+Zulage besoldet werden, die Lehramtsanwarter mit A12 oder A13. In
Hessen und Bayern werden z.B. auch Realschullehrer mit A13 besoldet.

Je nach Bundesland unterscheidet sich die Ausbildung der Referendare in Inhalt und zeitlicher Dauer.
Fur Bayern gelten z.B. folgende Regelungen: Der Vorbereitungsdienst beginnt jeweils im Februar und
im September und dauert 24 Monate.

Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in drei Ausbildungsabschnitte. Im ersten Ausbildungsabschnitt (6
Monate) wird der Studienreferendar an der Schule ausgebildet, an der das Studienseminar eingerichtet
ist (Seminarschule). Im zweiten Ausbildungsabschnitt (12 Monate) wird der Studienreferendar einer
anderen Schule (Einsatzschule) zugewiesen. Einsatzschulen sind staatliche Gymnasien. Im dritten Aus-
bildungsabschnitt (6 Monate) schlief3t der Studienreferendar seine Ausbildung an der Seminarschule ab.

Studienzeiten werden bis zu 855 Tage als ruhegehaltfahige Zeit angerechnet, dies hat jedoch keine
Auswirkung auf die Wartezeit.

Die Versicherungsdauer ist zwar nur bis Endalter 63 mdglich, Um einen nahtlosen Ubergang der DU
Rente zur Altersrente zu bekommen, ist auch hier 63 ideal. Die Regelaltersgrenze von Polizisten ist
landerspezifisch geregelt. Sie liegt in der Regel bei 62/63.

Ein Polizist bendtigt immer die spezielle Dienstunfahigkeit. Hier einige Leistungsbeispiele die aufzeigen,
weswegen bei einem Polizisten eine ,Allgemeine DU Klausel nicht ausreicht:

- Amputation des Schiel3fingers beim Rasenmahen

- Adipositas (Fettsucht = mehr als 20 % tber Normalgewicht)

- Psoriasis (Schuppenflechte) die das Tragen der Dienstmiitze nicht mehr zulasst.
- Rot-Griin Sehschwache.

Zollbeamte bendtigen hingegen keine spezielle Dienstunfahigkeitsklausel. Fir Zoll reicht die
allgemeine DU Klausel aus.

Justizvollzugsbeamte bendétigen als uniformierte Beamte je nach Bundesland eine ,spezielle
Dienstunfahigkeitsklausel. Neben der DBV versichern derzeit nur Signal-lduna und Debeka dieses
Risiko bedarfsgerecht. Beamte auf Wideruf und Beamte auf Probe kénnen im Rahmen der
Dienstanfanger-Police versichert werden. Bei Baw und BaP leisten wir bis zu 72 Monate aufgrund DU.
Seit 2019 entfallt auch bei Justizvollzugsbeamten die abstrakte Verweisbarkeit.

Postbeamte kdnnen gegen allgemeine DU versichert werden. Aufgrund der Erfahrungen und
schwierigen Risikosituation bei dieser Personengruppe ist eine Absicherung allerdings in der Hohe auf
300 EUR beschrankt und es muss vom Kunden eine Ausschlusserklarung fir psychische und psycho-
somatische Krankheiten akzeptiert werden. Da bei der Post niemand mehr neu verbeamtet wird, ist




diese Einschrankung im Neugeschéft nicht kritisch.

Feuerwehrbeamte bendtigen als uniformierte Beamte je nach Bundesland die ,spezielle
Dienstunfahigkeitsklausel. Neben der DBV versichern derzeit nur Signal-lduna und Debeka dieses
Risiko bedarfsgerecht. Beamte auf Wideruf und Beamte auf Probe kdnnen im Rahmen der
Dienstanfanger-Police versichert werden. Bei BaW / BaP leisten wir bis zu 72 Monate aufgrund DU. Seit
2019 entfallt auch bei Feuerwehrbeamten die abstrakte Verweisbarkeit.

Die arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung nach dem berufgenossenschaftlichen Grundsatz G26.3
hat die Aufgabe festzustellen, ob bei der untersuchten Person gesundheitliche Bedenken gegen das
Tragen von Atemschutzgeraten der Gruppe 3 bestehen. Die Untersuchung selbst kann nur von einem
hierfiir durch die Berufsgenossenschaft ermachtigten Arzt / Arztin durchgefiihrt werden.

Die Erstuntersuchung muss vor Aufnahme einer Tatigkeit mit Verwendung von Atemschutzgeraten der
Gruppe 3 erfolgen, die Nachuntersuchungen bei unter Flnfzigjahrigen im Abstand von drei Jahren, bei
Uber Funfzigjahrigen jéhrlich.

Der Untersuchungsumfang in der Unfallverhiitungsvorschrift G26 ist bindend festgelegt. Er
umfasst fur alle(!) Feuerwehrleute unter Atemschutz:
- Erhebung der Krankheitsvorgeschichte

- Kdrperliche Untersuchung

- Sehtest

- Hortest

- Urinuntersuchung

- Blutuntersuchung, Leberwerte Blutbild, Blutzucker
- Rontgen der Lunge (alle 6 Jahre)

- Lungenfunktionsprifung

- Belastungs-EKG (inklusive Ruhe EKG)

Gemal den Untersuchungsergebnissen kann der Arzt folgende ,Urteile” fallen:
- Keine Bedenken

- Keine Bedenken unter bestimmten Voraussetzungen

- Befristete Bedenken

- Unbefristete Bedenken

Zur Erlauterung:

Keine Bedenken

bedeutet, dass keine gesundheitliche Gefahrdung fur den/die Feuerwehrmann/frau besteht. Eine
Nachuntersuchung vor Ablauf von 3 Jahren reicht aus. Bei Feuerwehrleuten tber als 50 Jahre verkiirzt
sich die Frist auf ein Jahr.

Keine Bedenken unter bestimmten Voraussetzungen

bedeutet, dass unter bestimmten Voraussetzungen eine Gefahrdung nicht besteht. Diese Voraus-
setzungen werden im Bemerkungen Feld genannt. Zum Beispiel: ,Verkurzte Nachuntersuchung“ oder
Maskenbirille erforderlich oder ahnliches.

Befristete Bedenken

bedeutet, dass der Feuerwehrmann/frau aus gesundheitlichen Griinden keinen Atemschutz tragen darf,
es besteht aber die Mdglichkeit, dass sich der Zustand wieder bessert. Dariiber wird bei einer
Nachuntersuchung entschieden.

Unbefristete Bedenken




bedeutet, dass der untersuchende Arzt nicht ausschlie3en kann, dass der Feuerwehrmann/frau durch
das Tragen von Atemschutz zu Schaden kommt. Ein Einsatz wiirde das Feuerwehrmitglied gefahrden,
er ist deshalb nicht als AGT (Atemschutzgerétetréger) einzusetzen.

Wird der Feuerwehrbeamte aufgrund der G26 Priifung wegen Dienstunfahigkeit entlassen bzw. in den
Ruhestand versetzt leistet die DBV, wenn die spezielle DU abgeschlossen wurde.

Zeitsoldaten sind nicht mit dem Beamtenstatus vergleichbar. In der Regel werden Zeitsoldaten in der
Berufsgruppe 2 eingestuft (Sondereinheiten und Soldaten nach § 63 SVG) sind haufig nur im
Rahmenvertrag Bundeswehr versicherbar).

Den Versorgungsrechner OD und den DU-Navigator kénnen Sie tiber das Berater Portal starten, der
DigiMapp oder direkt im Internet unter www.6d-navigator.de

Ja. Informationen zu den einzelnen Versorgungskassen erhélt man leicht Gber das Internet.
http://www.aka.de/portal/page/portal/ AKA/index.html

Sehr genau. Aktualisierungen durch Gesetzesanderungen, Gerichtsurteile und Beziigeanpassungen
kénnen durch unser foderales System regelmafig vorkommen. Mit einem kleinen zeitlichen Verzug
werden allerdings alle Anderungen ins Programm tibernommen.

Stand: Juni 2021



